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Rentenstreit eskaliert: Merz setzt auf

BasisrenteRentenwende unter Druck: Warum Merz die

gesetzliche Rente bewusst zur Basisabsicherung erklärt
Ute Pappelbaum

Quelle: Sandro Halank, Wikimedia Commons, CC BY-SA 4.0

„Die gesetzliche Rentenversicherung allein wird

allenfalls noch die Basisabsicherung für das Alter

sein. Sie wird nicht mehr ausreichen, auf Dauer

den Lebensstandard zu sichern.“

Er konkretisiert die Richtung unmittelbar:

„Es müssen kapitalgedeckte Elemente einer

betrieblichen und privaten Altersversorgung

hinzutreten, und zwar in weit größerem Umfang,

als wir sie gegenwärtig weitgehend auf der Basis

von Freiwilligkeit haben“ (ebenda).

Rente im Realzustand: tragend, aber

nicht ausreichend

Die politische Zuspitzung beschreibt zunächst einen bereits

bestehenden Zustand. Die gesetzliche Rente ist für

breite Teile der Bevölkerung die zentrale, oft einzige

Einkommensquelle im Alter. Gleichzeitig ist sie allein nicht

mehr geeignet, den Lebensstandard flächendeckend zu

sichern.

Auch die SPD beschreibt diese Realität – allerdings

aus der Perspektive der Systemstabilität. Dirk Wiese

betont: „Auf die gesetzliche Rente muss man sich

verlassen können“ (RTL/ntv „Frühstart“). Zugleich erkennt

er die Ergänzungsnotwendigkeit an: Eine „neue private,

kapitalgedeckte Altersversicherung“ sei „ein richtiges und

wichtiges Modell“, ebenso ein Ausbau der Betriebsrenten

(ebenda).

Der Status quo ist damit eindeutig: ein Mehrsäulensystem mit

asymmetrischer Tragfähigkeit.

Der eigentliche Hebel: Beitragssätze

begrenzen, Leistungen verschieben

Die rentenpolitische Zuspitzung ist kein isoliertes

Signal, sondern Teil einer übergeordneten fiskalischen

Setzung. Merz formuliert diese in seiner Rede

ungewöhnlich offen: „Wir müssen und werden den

Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge stoppen.“ Zugleich

konkretisiert er den Handlungsdruck am Beispiel der

Krankenversicherung: Eine Reform müsse Einsparungen

von „40 Milliarden Euro“ erreichen (Quelle: Rede beim 75.

Jahresempfang des Bundesverbands deutscher Banken).

Damit wird der zentrale Steuerungsparameter benannt: die

Stabilisierung der Beitragssätze.  Ökonomisch verschiebt

sich damit die Systemlogik. Wenn Beiträge politisch begrenzt

werden, geraten die Leistungsversprechen zwangsläufig

unter Anpassungsdruck. Die Steuerung erfolgt nicht mehr

https://www.experten.de/ Seite 1 / 3

https://www.experten.de//Ute-Pappelbaum.html


21.04.2026 / Politik

primär über Leistungszusagen, sondern über fiskalische

Tragfähigkeit.  Die Konsequenz ist strukturell:

• Beitragssätze werden zur politischen Obergrenze.

• Reformen zielen auf die Ausgabenseite der

Systeme.

• Sicherungsfunktionen werden teilweise in

ergänzende Vorsorge verlagert.

Die Rente ist dabei der sichtbarste Fall. Mit der Forderung

nach „kapitalgedeckten Elementen (…) in weit größerem

Umfang“ wird die Ergänzung systemisch aufgewertet.

Sie ist kein Zusatz mehr, sondern Teil der neuen

Gleichgewichtslogik.

Kapitaldeckung als zweite Funktion:

Finanzierung der Transformation

Die Parallelperspektive aus der Finanzwirtschaft

verschärft das Bild. Bankenpräsident Christian Sewing

spricht von „massiv gewachsenem Handlungsdruck“

und einer „Wachstums-, Produktivitäts- und

Investitionskrise“ (Bankenverband, 20.04.2026).

Sein zentraler Punkt: Kapitalgedeckte Altersvorsorge ist nicht

nur sozialpolitisch relevant, sondern ökonomisch notwendig.

Sie könne „wichtige Investitionsmittel mobilisieren“, ein

„radikaler Wandel“ sei erforderlich, um das strukturelle

Rentenproblem zu lösen (ebenda).

Damit erhält die Rentenreform eine zweite Dimension:

Altersvorsorge wird zur Quelle langfristigen Kapitals – und

damit Teil der Investitionsstrategie.

SPD zieht die rote Linie: „erbitterter

Widerstand“

Die politische Gegenreaktion richtet sich nicht gegen

die Diagnose, sondern gegen deren Konsequenz. SPD-

Generalsekretär Tim Klüssendorf weist die Einordnung

des Kanzlers scharf zurück: „Diese Aussage ist

inakzeptabel“ (SPIEGEL). Die eigentliche Eskalation folgt

unmittelbar: „Wenn der Bundeskanzler die gesetzliche

Rente auf eine ‚Basisrente‘ herunter rasieren will, wird

er auf den erbitterten Widerstand der Sozialdemokratie

treffen“ (ebenda).  Damit verschiebt sich die Debatte vom

technischen in den politischen Raum. Die SPD akzeptiert

implizit, dass ergänzende Vorsorge notwendig ist – sie

lehnt aber ab, die gesetzliche Rente funktional abzuwerten.

Der Hintergrund ist keine Systemfrage, sondern eine

Verteilungsrealität: Für mehr als die Hälfte der Bevölkerung

ist die gesetzliche Rente die einzige Alterssicherung, in

Ostdeutschland gilt das für rund drei Viertel (SPIEGEL).

Kapitalgedeckte Ergänzungen existieren, erreichen aber

gerade diese Gruppen nur eingeschränkt.  Aus dieser

Struktur ergibt sich die politische Härte der Reaktion. Eine

Reduktion der gesetzlichen Rente auf „Basisabsicherung“

ist keine neutrale Reformbeschreibung, sondern greift

direkt in die Einkommensperspektiven derjenigen ein, die

keine Ausweichmöglichkeiten haben.  Die SPD verteidigt

damit weniger ein Instrument als eine Verteilungsfunktion:

die Stabilisierung von Alterseinkommen unabhängig von

Kapitalmarktzugang und Erwerbsbiografie. Genau hier liegt

die eigentliche Konfliktlinie – nicht zwischen Umlage und

Kapitaldeckung, sondern zwischen breiter Absicherung und

differenzierter Vorsorgefähigkeit.

Der verdeckte Konflikt: Ergänzen

oder ersetzen?

Trotz der Schärfe der Debatte liegt der eigentliche Konflikt

tiefer. Beide Seiten akzeptieren faktisch die Mehrsäuligkeit:

Merz fordert den massiven Ausbau kapitalgedeckter

Elemente.  Die SPD unterstützt ergänzende Vorsorge – lehnt

aber deren Dominanz ab.

Der Unterschied liegt in der Systemhierarchie:  Bleibt die

gesetzliche Rente das dominierende Element – oder wird sie

funktional auf eine Basis reduziert?

Diese Frage entscheidet über Risikoverteilung,

Einkommensdynamik im Alter und die Rolle der

Kapitalmärkte.

Konsequenz: Der Sozialstaat wird

neu kalibriert

Die Kombination aus Renten-, Gesundheits- und

Pflegereformen deutet auf eine übergreifende Verschiebung

hin:

Der Sozialstaat wird stärker durch fiskalische Grenzen

definiert.  Kapitalmärkte werden integraler Bestandteil der

Alterssicherung.  Individuelle Vorsorge gewinnt strukturell an

Bedeutung.

Die Debatte um die „Basisabsicherung“ ist kein rhetorischer

Ausreißer, sondern die präziseste Beschreibung eines

Systems im Übergang. Die gesetzliche Rente trägt – aber

sie trägt nicht mehr allein. In dem Moment, in dem diese
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Grenze politisch offen benannt wird, verschiebt sich die

Alterssicherung von einem geschlossenen Versprechen zu

einem offenen System.
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